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SOZIALPOLITIK

Sozialversicherungen:  
Mehrere Anpassungen im 2017

Mélanie Sauvain, Bundesamt für Sozialversicherungen

2017 treten in den Sozialversicherungen mehrere neue Bestimmungen in Kraft.  

Dieser Artikel gibt einen Überblick über die Änderungen und die wichtigsten laufenden 

Projekte. Er stützt sich auf die Mitte November 2016 verfügbaren Informationen.

INKRAFTSETZUNG 2017

1. SÄULE 

–– Unveränderte AHV/IV-Renten  2017 werden die AHV- und 
IV-Renten auf dem gleichen Stand wie 2016 bleiben, d. h. 
die minimale Rente beträgt weiterhin 1175 Franken im Mo­
nat, die maximale Rente 2350 Franken (bei vollständiger 
Beitragsdauer). Die Leistungen und Beiträge, deren Be­
rechnung sich auf die minimale AHV-Rente stützt, bleiben 
ebenfalls unverändert. Dabei handelt es sich insbesondere 
um die Grenzbeträge in der obligatorischen beruflichen 
Vorsorge und die in den EL berücksichtigten Beträge zur 
Deckung des allgemeinen Lebensbedarfs.

Der Bundesrat prüft in der Regel alle zwei Jahre, ob 
eine Anpassung der Renten der 1. Säule angezeigt ist. Der 
Entscheid basiert auf dem arithmetischen Mittel aus dem 

Preis- und dem Lohnindex (Mischindex) und stützt sich 
auf die Empfehlung der Eidgenössischen AHV/IV-Kommis­
sion ab. Aufgrund der negativen Entwicklung des Landes­
indexes der Konsumentenpreise und der schwachen Loh­
nentwicklung ergibt sich 2017 keine Erhöhung. Die AHV/
IV-Renten wurden letztmals auf den 1. Januar 2015 erhöht.

Die Hinterlassenen- und Invalidenrenten in der obli­
gatorischen beruflichen Vorsorge, die vor 2013 entstanden 
sind, sollen 2017 ebenfalls nicht angepasst werden. 

AHV 

–– Administrative Vereinfachungen  Ab dem 1. Januar 2017 
soll eine Reihe administrativer Verfahren in der AHV für 
Arbeitgeber und Durchführungsstellen erleichtert wer­
den. Beispielsweise müssen die Ausgleichskassen nicht 
mehr systematisch einen Versicherungsausweis zustel­
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oder IV-Rente bezieht. Je nach den Umständen beruht die 
Berechnung dann auf einer hypothetischen Austritts­
leistung oder es wird die vorhandene Rente geteilt und 
in eine lebenslange Rente für den berechtigten Gatten 
umgerechnet. 

Die Vorsorge- und Freizügigkeitseinrichtungen müs­
sen der Zentralstelle 2. Säule künftig periodisch alle Inha­
ber von Vorsorgeguthaben melden. Ziel ist es, den Schei­
dungsgerichten die Aufgabe zu erleichtern, die beim 
Vorsorgeausgleich alle Vorsorgeguthaben berücksichti­
gen müssen. Mit weiteren Bestimmungen soll verhindert 
werden, dass während der Ehe Vorsorgeguthaben ohne das 
Wissen des Ehegatten ausgezahlt werden. 

Das Umrechnungstool ist ab dem 1. Januar 2017 auf der 
Seite des BSV verfügbar (www.bsv.admin.ch). 

–– Anlagestrategie  Die Änderung des Freizügigkeitsgeset­
zes, die den ausschliesslich im Überobligatorium tätigen 
Vorsorgeeinrichtungen ermöglichen soll, flexiblere Vor­
sorgelösungen anzubieten, dürfte voraussichtlich im Lau­
fe des Jahres 2017 in Kraft treten. Damit sollen bei diesen 
Einrichtungen versicherte Personen mit einem Jahreslohn 
über 126 900 Franken die Anlagestrategie für den über­
obligatorischen Teil ihres Vorsorgekapitals selber wählen 
können. In diesem Fall tragen sie die mit ihrer Wahl ver­
bundenen Risiken selber. Die Vorsorgeeinrichtungen sol­
len keine minimale Austrittsleistung mehr garantieren. 
Sie sind jedoch verpflichtet, mindestens eine Strategie 
mit risikoarmen Anlagen anzubieten und die Versicher­
ten über die Risiken und Kosten ihrer Wahl zu informie­
ren. Bei Verlust müssen sie der versicherten Person, die 
die Einrichtung verlässt, den effektiven Wert des Vorsor­
geguthabens auszahlen.  

KRANKENVERSICHERUNG

–– Prämienanstieg um durchschnittlich 4,5 Prozent  2017 
steigt die Standardprämie der obligatorischen Kranken­
pflegeversicherung um durchschnittlich 4,5 Prozent. Die 
Erhöhung variiert dabei je nach Kanton zwischen 3,5 und 
7,3 Prozent. Die Prämien für Kinder (+6,6 %) und für junge 
Erwachsene (+5,4 %) steigen am stärksten. 

Die durchschnittliche Erhöhung von 4,5 Prozent gilt 
für die sogenannte Standardprämie – die Grundversiche­

len, da die darin enthaltenen Informationen bereits auf 
der Versichertenkarte der Krankenkasse angegeben sind. 
Mit dieser Massnahme kann die Zahl der auszustellenden 
Ausweise und damit der administrative Aufwand der Aus­
gleichskassen massiv verringert werden. Bei Bedarf kön­
nen die Versicherten nach wie vor einen Ausweis bestellen.   

Die Verfahren für Personen, die im Ausland arbeiten, 
aber im schweizerischen Versicherungssystem versichert 
bleiben möchten, werden ebenfalls vereinfacht. Dafür 
reicht es aus, wenn der Arbeitgeber in der Schweiz die im 
Ausland beschäftigte Person auf elektronischem Weg bei 
der zuständigen Stelle anmeldet. Die Arbeitnehmenden 
hingegen sind nicht mehr zu einer Meldung verpflichtet.

BERUFLICHE VORSORGE

–– Mindestzinssatz  Der Mindestzinssatz in der obligato­
rischen beruflichen Vorsorge soll im Jahr 2017 von 1,25 % 
auf 1 % gesenkt werden. Mit seiner Entscheidung für ei­
ne erneute Senkung ist der Bundesrat den Empfehlungen 
der Eidgenössischen BVG-Kommission gefolgt. Als Grund 
nennt der Bundesrat die tiefen Zinsen und die ungenügen­
de Performance an den Aktienmärkten. 

Der Mindestzinssatz betrifft nur die Guthaben der 
obligatorischen 2. Säule. Ansonsten steht es den Vorsorge­
einrichtungen frei, eine andere Verzinsung festzulegen. 
Der Satz von 1 % ist der tiefste Wert in der Geschichte der 
beruflichen Vorsorge.

 
–– Vorsorgeausgleich bei Scheidung  Bei einer Scheidung 
oder bei der Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft 
wird das Guthaben aus der beruflichen Vorsorge gerech­
ter aufgeteilt. Die neuen Bestimmungen treten per 1. Janu­
ar 2017 in Kraft. Grundsätzlich gilt immer noch, dass die 
während der Ehe erworbene Austrittsleistung hälftig un­
ter den Eheleuten oder den Partnern/Partnerinnen geteilt 
wird. Dieser Grundsatz dient insbesondere dem Schutz der 
Person, meistens der Frau, die die Hausarbeiten übernom­
men hat und dabei ihre Karriere zurückgesteckt und ent­
sprechend wenig in die 2. Säule einbezahlt hat. 

Ab Januar gilt für die Berechnung des Ausgleichs neu 
die Einleitung und nicht mehr das Ende des Scheidungs­
verfahrens. Ausserdem werden die Guthaben selbst dann 
geteilt, wenn der verpflichtete Ehegatte bereits eine AHV- 
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Die Verfeinerung des Risikoausgleichs gehört zu den 
Zielen der Strategie Gesundheit2020 des Bundesrats. 

–– Präimplantationsdiagnostik  Das neue Bundesgesetz 
über die medizinisch unterstützte Fortpflanzung, das 
die Präimplantationsdiagnostik (PDI) einführt, soll im 
Herbst 2017 in Kraft treten. Das Volk hat der Revision im 
Juni 2016 zugestimmt. Die entsprechenden Verordnungen 
wurden dahingehend angepasst, dass reproduktionsme­
dizinische und genetische Laboratorien stärker kontrol­
liert werden. Bevor sie in Kraft treten, müssen sie noch 
vom Bundesrat gutgeheissen werden. 

Bei der PDI werden die Embryonen aus einer künst­
lichen Befruchtung genetisch analysiert, bevor sie in die 
Gebärmutter der Frau eingesetzt werden. Sie soll nur bei 
Paaren erlaubt sein, die Träger einer schweren Erbkrank­
heit sind, um deren Übertragung zu verhindern. Pro 
Behandlung können höchstens zwölf Embryonen entwi­
ckelt werden. Für alle anderen Anwendungen als die vom 
Gesetz vorgesehenen bleibt die PDI verboten, beispiels­
weise zur Bestimmung des Geschlechts oder von Körper­
merkmalen (z.B. Augenfarbe).

OBLIGATORISCHE UNFALLVERSICHERUNG  Ab dem 
1. Januar 2017 soll die Unfallversicherung eine vollständigere 
Deckung bieten und beim Altersrücktritt manchmal auftre­
tende Fälle einer Überentschädigung verhindern. Das im 
September 2015 verabschiedete neue Gesetz über die Unfall­
versicherung schliesst Leistungslücken, indem es den tat­
sächlichen Zeitpunkt von Versicherungsbeginn und -ende 
klar festlegt. Fällt der erste offizielle Arbeitstag nicht auf 
einen Werktag, ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh­
mer künftig auch versichert. Das Gleiche gilt für den letz­
ten Arbeitstag.

Ausserdem sind besondere Bestimmungen für Versi­
cherte vorgesehen, die aufgrund ihrer Berufstätigkeit an 
einer schweren Krankheit leiden (z.B. Asbestbelastung). Die 
UVG-Revision führt auch einen Grenzwert für Katastro­
phenfälle ein. Die Versicherer sind verpflichtet, einen Aus­
gleichsfonds zur gemeinsamen Finanzierung von Leistungen 
einzurichten, die diesen Betrag übersteigen. Für grosse Scha­
densereignisse wird somit ab einem bestimmten Grenzbetrag 
die Haftung der Versicherer über diesen Fonds abgwickelt.

rung einer erwachsenen Person mit 300 Franken Fran­
chise und Unfalldeckung. Sie betrug im Durchschnitt der 
letzten zehn Jahre 3,6 Prozent, seit der Einführung des 
Krankenversicherungsgesetzes im Jahr 1996 4,6 Prozent.  

–– Erhöhung des Zuschlags auf der Krankenkassenprä-

mie  Im Jahr 2017 soll jede versicherte Person 1.20 Franken 
mehr Versicherungsprämie bezahlen, um die Prävention 
gewisser Krankheiten zu unterstützen. Der Bundesrat hat 
beschlossen, den Prämienzuschlag, der heute bei 2.40 Fran­
ken pro versicherter Person und Jahr liegt, in zwei Schrit­
ten zu erhöhen. Er wird auf 3.60 Franken im Jahr 2017 
und 4.80 Franken im Jahr 2018 steigen. Mit diesem Geld 
wird die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz mitfi­
nanziert. Die zusätzlichen Mittel sollen 2017 für kanto­
nale Aktionsprogramme zur Prävention und Früherken­
nung psychischer Erkrankungen eingesetzt werden. 2018 
werden mit der Erhöhung des Zuschlags Massnahmen zur 
Förderung der Gesundheit im Alter (Sturzprävention, Ver­
hinderung von Mangelernährung usw.) verstärkt und Prä­
ventionsprojekte zu nichtübertragbaren Krankheiten un­
terstützt.

Der Prämienzuschlag wurde seit 1998 nicht angepasst.  

–– Risikoausgleich  Der Risikoausgleich wird derzeit verfei­
nert. Ab dem 1. Januar 2017 und bis Ende 2019 werden Arz­
neimittelkosten von über 5000 Franken bei der Berech­
nung des Risikoausgleichs berücksichtigt, neben den drei 
bestehenden Kriterien Alter, Geschlecht und Spital- oder 
Pflegeheimaufenthalt von mindestens drei aufeinanderfol­
genden Nächten im Vorjahr. 

Dieser Einbezug ist eine Übergangslösung, bis der 
neue Indikator – die pharmazeutischen Kostengruppen 
(PCG) im ambulanten Bereich – in die Berechnung integ­
riert wird. Eine PCG ist eine Gruppe von Wirkstoffen und 
Arzneimitteln, die zur Behandlung bestimmter Krank­
heiten eingesetzt werden. Der Indikator soll in die neue 
Verordnung über die Krankenversicherung eingeführt 
werden, die ab 2020 gilt. Die Verwendung dieses zusätzli­
chen Indikators ermöglicht es, ambulant behandelte Ver­
sicherte, die hohe Kosten verursachen, aufgrund ihres 
Arzneimittelbedarfs zu ermitteln und so die Versicherer 
differenzierter zu entlasten.
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menpaket betrifft folgende Bereiche: Prävention, Entlastung 
von pflegenden Angehörigen, Pflege, Qualität und Effizienz 
der Leistungen sowie Monitoring. Die Förderung zeitgemäs­
ser Versorgungsangebote ist eines der prioritären Ziele der 
Strategie Gesundheit2020.

VATERSCHAFTSURLAUB  Im Mai 2016 wurde eine Volks­
initiative zur Einführung eines vierwöchigen Vaterschaftsur­
laubs in der Schweiz lanciert. Die entsprechende neue Ver­
sicherung würde dem Modell des Mutterschaftsurlaubs 
entsprechen und über die Erwerbsersatzordnung geregelt. 
Die Initiantinnen und Initianten haben bis am 24. Novem­
ber 2017 Zeit, die für eine Volksabstimmung notwendigen 
100 000 Unterschriften zu sammeln.�

WICHTIGSTE LAUFENDE PROJEKTE 2017

ALTERSVORSORGE 2020  Die Reform Altersvorsorge 2020 
befindet sich nun in der Differenzbereinigung. Wenn die 
Eidgenössischen Räte weiterhin an einer Inkraftsetzung 
Anfang 2018 festhalten wollen, muss das Projekt unbedingt 
in der Märzsession 2017 finalisiert werden. Das BSV stellt auf 
seiner Internetseite Informationen zum Stand des Projekts 
zur Verfügung: www.bsv.admin.ch > Altersvorsorge 2020 > 
Reform

WEITERENTWICKLUNG DER IV  Der Bundesrat will dem 
Parlament Anfang 2017 seine Botschaft zum Projekt Weiter­
entwicklung der IV vorlegen. Die Revision sieht eine Reihe 
von Massnahmen für drei Zielgruppen vor: Kinder, Jugendli­
che und Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Der 
Schwerpunkt liegt insbesondere auf der beruflichen Aus­
bildung und Eingliederungsmassnahmen. Mit dem Projekt 
sollen ausserdem die Koordination zwischen den Akteuren 
(IV-Stellen, Ärzteschaft, Arbeitgeber usw.) und das System 
der Rentenberechnung in der IV verbessert werden.   

ERGÄNZUNGSLEISTUNGEN (EL)  Das Parlament wird 
sich im Jahr 2017 mit der Reform der Ergänzungsleistungen 
befassen. Ausgangspunkt ist die starke Zunahme der EL-Kos­
ten. Die Reform zielt darauf ab, das Niveau der Leistungen 
zu erhalten, um eine automatische Verlagerung zur Sozial­
hilfe zu vermeiden sowie Schwelleneffekte und Fehlanreize 
zum Verbleib im EL-System zu verringern. Die Verwendung 
von Eigenmitteln für die Altersvorsorge soll verbessert wer­
den, um das Risiko einer EL-Abhängigkeit im Alter zu mini­
mieren. Zu diesem Zweck soll der Kapitalbezug aus der obli­
gatorischen beruflichen Vorsorge eingeschränkt werden. 

Gleichzeitig werden auch die neuen Bestimmungen zur 
Anpassung der maximalen Mietzinse, die bei der EL-Berech­
nung berücksichtigt werden, behandelt.

LANGZEITPFLEGE  Im Mai  2016 hat der Bundesrat den 
Bericht «Bestandesaufnahme und Perspektiven im Bereich 
der Langzeitpflege» verabschiedet. Der Bericht skizziert 
die Massnahmen, die von Bund und Kantonen umzusetzen 
sind, um der Herausforderung der Langzeitpflege und ins­
besondere deren Finanzierung zu begegnen. Das Massnah­

Mélanie Sauvain
Projektleiterin, Öffentlichkeitsarbeit, BSV.
melanie.sauvain@bsv.admin.ch
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge

2016 2017

BVG-Rücktrittsalter: 65
(Männer 1951 

geboren)

64 
(Frauen 1952 

geboren)

65 
(Männer 1952 

geboren)

64
(Frauen 1953 

geboren)
1. Jährliche AHV-Altersrente

Minimale 14  100 14  100
Maximale 28  200 28  200

2. Lohndaten der Aktiven
Eintrittsschwelle (minimaler Jahreslohn) 21  150 21  150
Koordinationsabzug 24  675 24  675
Max. versicherter Jahreslohn in der obligatorischen BV 84  600 84  600
Min. koordinierter Jahreslohn 3  525 3  525
Max. koordinierter Jahreslohn 59  925 59  925
Max. in der beruflichen Vorsorge versicherbarer Jahreslohn 846  000 846  000

3. BVG-Altersguthaben (AGH)
BVG-Mindestzinssatz 1,25 % 1,0 %
Min. AGH im BVG-Rücktrittsalter 19  552 20  232 19  851 20  568
in % des koordinierten Lohnes 554,7 % 574,0 % 563,1 % 583,5 %
Max. AGH im BVG-Rücktrittsalter 320  820 331  587 326  201 337  558
in % des koordinierten Lohnes 535,4 % 553,3 % 544,3 % 563,3 %

4. BVG-Altersrente und anwartschaftliche (anw.) BVG-Hinterlassenenrenten
BVG-Mindestumwandlungssatz in % des AGH im  
BVG-Rücktrittsalter (M:65/F:64)

6,80 % 6,80 % 6,80 % 6,80 %

Min. jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 1  330 1  376 1  350 1  399
in % des koordinierten Lohnes 37,7 % 39,0 % 38,3 % 39,7 %
Min. anw. jährliche Witwenrente, Witwerrente 798 825 810 839
Min. anw. jährliche Waisenrente 266 275 270 280
Max. jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 21  816 22  548 22  182 22  954
in % des koordinierten Lohnes 36,4 % 37,6 % 37,0 % 38,3 %
Max. anw. jährliche Witwenrente, Witwerrente 13  089 13  529 13  309 13  772
Max. anw. jährliche Waisenrente 4  363 4  510 4  436 4  591

5. Barauszahlung der Leistungen
Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 20  700 20  700 20  700 20  700

6. Teuerungsanpassung BVG-Risikorenten vor dem Rücktrittsalter
erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren – –
nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren 
nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr 

7. Beitrag Sicherheitsfonds BVG 
für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur 0,08 % 0,1 %
für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen 0,005 % 0,005 %
Max. Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen 126  900 126  900

8. Versicherung arbeitsloser Personen im BVG
Eintrittsschwelle (minimaler Tageslohn) 81,20 81,20
Koordinationsabzug vom Tageslohn 94,75 94,75
Max. versicherter Tageslohn 324,90 324,90
Min. koordinierter Tageslohn 13,55 13,55
Max. koordinierter Tageslohn 230,15 230,15

9. Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a
Oberer Grenzbetrag bei Unterstellung unter 2. Säule 6  768 6  768
Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2. Säule 33  840 33  840
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Vorsorge

Erläuterungen zu den Masszahlen Art.

1. Die minimale AHV-Altersrente entspricht der Hälfte der maximalen AHV-Altersrente. 34 AHVG 
34 Abs. 3 AHVG

2. ArbeitnehmerInnen, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn beziehen, der den minimalen Lohn übersteigt, unterstehen 
ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Risiken Tod und Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 24 
Altersjahres auch für das Alter der obligatorischen Versicherung. Ab dem 1.1.2005, entspricht die Eintrittsschwelle 3/4 der 
max. AHV-Rente, der Koordinationsabzug 7/8, der minimale Koordinierter Lohn 1/8 und der maximale koordinierte Lohn 17/8 
der max. AHV-Rente. Der in der beruflichen Vorsorge versicherbare Lohn ist auf den zehnfachen maximalen versicherten 
Jahreslohn in der obligatorischen BV.

2 BVG 
7 Abs. 1 und 2 BVG 
8 Abs. 1 BVG 
8 Abs. 2 BVG 
46 BVG 
79c BVG

3. Das Altersguthaben besteht aus den Altersgutschriften, die während der Zeit der Zugehörigkeit zu einer Pensionskasse 
angespart worden sind, und denjenigen, die von vorhergehenden Einrichtungen überwiesen wurden, sowie aus den Zinsen 
(Mindestzinssatz).

15 BVG  
16 BVG 
12 BVV2 
13 Abs. 1 BVG 
62a BVV2

4. Die Altersrente wird in Prozent (Umwandlungssatz) des Altersguthabens berechnet, das der Versicherte bei Erreichen des 
Rentenalters erworben hat. Minimale bzw. Maximale Altersrente BVG : Leistungs-anspruch einer versicherten Person, die 
seit 1985 ununterbrochen immer mit dem minimalen bzw. immer mit dem maximalen koordinierten Lohn versichert war. Die 
Witwenrente bzw. Witwerrente entspricht 60% der Altersrente und die Kinderrente 20 Prozent der Altersrente. Die anwart-
schaftlichen Risikoleistungen berechnen sich auf der Summe des erworbenen und des bis zum Rücktrittsalter projizierten 
Altersguthabens. 

14 BVG 
62c BVV2 und  
Übergangsbestim
mungen Bst. a 
18, 19, 21, 22 BVG 
18, 20, 21, 22 BVG

5. Die VE kann anstelle der Rente eine Kapitalabfindung ausrichten, wenn die Alters- oder Invalidenrente bzw. die Witwen-, 
Witwer- oder Waisenrente weniger als 10 bzw. 6 oder 2 Prozent der Mindestaltersrente der AHV beträgt. Seit 2005 kann der 
Versicherte ein Viertel seines Altersguthabens als Kapital verlangen.

37 Abs. 3 BVG 
37 Abs. 2 BVG

6. Die obligatorischen Risikorenten müssen bei Männern bis zum Alter 65 und bei Frauen bis zum Alter 64 der Preisentwicklung 
angepasst werden. Dies geschieht erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren zu Beginn des folgenden Kalenderjahres. Die 
Zeitpunkte der nachfolgenden Anpassungen entsprechen denjenigen der AHV-Renten.

36 Abs. 1 BVG

7. Der Sicherheitsfonds stellt die über die gesetzlichen Leistungen hinausgehenden reglementarischen Leistungen von 
zahlungsunfähig gewordenen VE sicher, soweit diese Leistungen auf Vorsorgeverhältnissen beruhen, aber nur bis zu dem 
maximalen Grenzlohn (www.sfbvg.ch).

14, 18 SFV 
15 SFV 
16 SFV 
56 Abs. 1c, 2 BVG

8. Seit dem 1.1.1997 unterstehen Bezüger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung für die Risiken Tod und Invalidität der 
obligatorischen Versicherung. Die in den Artikeln 2, 7 und 8 BVG festgehaltenen Grenzbeträge müssen in Tagesgrenzbeträge 
umgerechnet werden. Die Tagesgrenzbeträge erhält man, indem die Jahres-Grenzbeträge durch den Faktor 260,4 geteilt 
werden.

2 Abs. 3 BVG 
40a AVIV

9. Maximalbeträge gemäss der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorge-
formen: Gebundene Vorsorgeversicherungen bei Versicherungseinrichtungen und gebundene Vorsorgevereinbarungen mit 
Bankstiftungen.

7 Abs. 1 BVV3

Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
Die jährlichen Angaben seit 1985 sind auf der BSV-Homepage abrufbar:
www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/00093/00460/index.html?lang=de




